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Niederschrift 
über die öffentliche Sitzung 

des Gemeinderates Rieden am Forggensee 
 

 Sitzungstermin: Montag, 30. März 2026 

 Sitzungsbeginn: 20:00 Uhr 

 Ort, Raum: Sitzungssaal des Gemeindehauses 

 Sitzungsnummer: Ri-GR/120 (2020/26) 

 
Anwesend waren: 
Stimmberechtigt: 1. Bürgermeister  
Haug, Andreas  
Stimmberechtigt: 2. Bürgermeister  
Huth, Robert  
Stimmberechtigt: 3. Bürgermeister  
Klöckner, Artur  
Stimmberechtigt: Gemeinderatsmitglied  
Alletsee, Martin  
Bayrhof, Gisela  
Haf, Thomas  
Köpf, Markus  
Miller, Stefan  
Schwarzenbach, Max  
Sorgenfrei, Harald  
Schriftführerin  
Schmid, Anna  

 
 

Fehlend: 
Stimmberechtigt: Gemeinderatsmitglied  
Köpf, Martin Entschuldigt fehlend 
Schmölz, Philipp Entschuldigt fehlend 
Stöger, Martina Entschuldigt fehlend 

 
 

Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung 
wurde zugestellt am: ……………………………….. 
Veröffentlichung im RIS am: ……………………………….. 
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Tagesordnung: 
 
 

Öffentlich: 
 
01 Bauanträge 

01 a Panoramaweg 8, Rieden a. F. -  
Neubau Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung und Garage 

01 b Brunnenstraße 4, Rieden a. F. -  
Nutzungsänderung einer Ferienwohnung zu einer Wohnung 

02 Dietringer Straße 18, Rieden a. F. -  
Denkmalförderung; Zuschussantrag 

03 Kindertageseinrichtungen - Haushalt 2026 

04 Kindertageseinrichtungen - Erhöhung der Elternbeiträge 2026/2027 

05 Antrag auf Genehmigung des Einbaus eines mobilen Schutznetzes in der  
Mehrzweckhalle sowie Übernahme der Materialkosten durch die Gemeinde 

06 Verschiedenes und Bekanntmachungen 
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Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung und stellte die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des 
Gemeinderates fest. 
 
 

TOP 01 Bauanträge 

 
 
 

TOP 01 a Panoramaweg 8, Rieden a. F. -  
Neubau Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung und Garage 

 
Sachvortrag: 
Für das Grundstück mit der Fl.-Nr. 138/12, Gemarkung Rieden am Forggensee, Panoramaweg 8, wurde ein 
Bauantrag zur Errichtung eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung und Garage eingereicht. 
 
Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 9 „Kalkofen“ der Gemeinde Rieden am 
Forggensee. Die Festsetzungen des Bebauungsplans werden in mehreren Punkten nicht eingehalten. Hierfür 
wurden insgesamt sieben Befreiungen gemäß § 31 Abs. 2 BauGB beantragt. 
 
Diese können erteilt werden, wenn  

 Die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, 
 die Abweichungen städtebaulich vertretbar sind und 
 nachbarliche Belange nicht beeinträchtigt werden. 

 
Eine Bauvoranfrage wurde bereits in der Gemeinderatssitzung vom 09.02.2026 behandelt.  
 
Für die drei nachfolgenden beantragten Befreiungen wurde dabei eine Zustimmung in Aussicht gestellt. 
 
Planungsrechtliche Festsetzung: 

1. Befreiung von B 4.2 (Baugrenzenüberschreitung der Garage) 
Die Garage soll außerhalb der Baugrenze mit einem Abstand von 3,0 m zur öffentlichen Verkehrsfläche 
errichtet werden.  

 
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen / Örtliche Bauvorschriften: 

2. Befreiung von C 1.2 (Garagendach als Sattel- oder Pultdach) 
Das Garagendach soll als flach geneigtes Dach mit extensiver Begrünung ausgeführt werden.  

 
3. Befreiung von C 1.2 (Kniestock 2,30 m) 

Der Kniestock (OK RFB bis OK Pfette) soll mit 2,55 m ausgeführt werden (+ 0,25 m).  
 
Zusätzlich wurden bei Einreichung des Bauantrags noch folgende Befreiungen beantragt. Diese waren nicht Inhalt 
der damaligen Bauvoranfrage: 
 

4. Befreiung von C 1.7 (Talseitige Wandhöhe 7,11 m statt 6,00 m am südöstlichen Eck) 
 

5. Befreiung von C 1.7 (Talseitige Firsthöhe 8,75 m statt 7,50 m am südlichen Firstpunkt) 
 

6. Befreiung von C 3.3 (Abgrabung 2,50 m statt max. 0,80 m) 
 

7. Befreiung von C 3.4 (Natursteinmauer statt natürlicher Abböschung) 
 
Auf dem Grundstück werden insgesamt 4 Stellplätze nachgewiesen. 
Die Zustimmung der angrenzenden Nachbarn liegt vor. 
 
Stellungnahme Bauverwaltung: 
Die beantragten Befreiungen sind unterschiedlich zu bewerten. 
 
Während einzelne Abweichungen (z. B. Dachform, Kniestock) als geringfügig und städtebaulich unproblematisch 
einzustufen sind, stellen insbesondere die Abgrabung sowie Teile der Höhenentwicklung deutliche Abweichungen 
von den Festsetzungen des Bebauungsplans dar. 
 
Insbesondere die Abgrabung überschreitet das festgesetzte Maß erheblich und ist daher aus Sicht der Verwaltung 
kritisch zu bewerten. 
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Im Rahmen einer Gesamtabwägung unter Berücksichtigung der Hanglage, der konkreten Grundstückssituation 
sowie der Zustimmung der Nachbarn kann das Vorhaben jedoch insgesamt als noch vertretbar angesehen werden. 
 
Sachstand 30.03.2025: 
Der Gemeinderat diskutierte in seiner Sitzung ausführlich über die beantragten Befreiungen Nr. 4 – 7. 
Zudem merkte der Gemeinderat an, dass diese Befreiungen dem Planer schon bei Einreichung der Bauvoranfrage 
bekannt gewesen sein mussten. 
 
Beschluss 1: 
Der Gemeinderat beschließt der Befreiung von Festsetzung B 4.2 (Baugrenzenüberschreitung Garage) zum 
Bauantrag „Neubau eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung und Garage“ auf dem Grundstück mit der Fl.-
Nr. 138/12, Gemarkung Rieden am Forggensee, Panoramaweg 8, zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 10  Gegen: 0  den Beschluß  

 
 
Beschluss 2: 
Der Gemeinderat beschließ der Befreiung von Festsetzung C 1.2 (Garagendach als Sattel- oder Pultdach) 
zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 9  Gegen: 1  den Beschluß  

 
 
Beschluss 3: 
Der Gemeinderat beschließt der Befreiung von Festsetzung C 1.2 (Kniestockhöhe 2,30 m) zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 8  Gegen: 2  den Beschluß  

 
 
Beschluss 4: 
Der Gemeinderat beschließt der Befreiung von Festsetzung C 1.7 (Wandhöhe 7,11 m statt 6,00 m) zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 7  Gegen: 3  den Beschluß  

 
 
Beschluss 5: 
Der Gemeinderat beschließt der Befreiung von Festsetzung C 1.7 (Firsthöhe 8,75 m statt 7,50 m) zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 7  Gegen: 3  den Beschluß  

 
 
Beschluss 6: 
Der Gemeinderat beschließt der Befreiung von C 3.3 (Abgrabung 2,50 m statt max. 0,80 m) zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 7  Gegen: 3  den Beschluß  

 
 
Beschluss 7: 
Der Gemeinderat beschließt der Befreiung von C 3.4 (Natursteinmauer statt natürlicher Abböschung) zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 8  Gegen: 2  den Beschluß  
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Beschluss 8: 
Der Gemeinderat beschließt dem Bauantrag zum Neubau eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung und 
Garage auf dem Grundstück mit der Fl.-Nr. 138/12, Gemarkung Rieden am Forggensee, Panoramaweg 8, 
insgesamt das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 8  Gegen: 2  den Beschluß  

 
 
 
 

TOP 01 b Brunnenstraße 4, Rieden a. F. -  
Nutzungsänderung einer Ferienwohnung zu einer Wohnung 

 
Sachvortrag: 
Für das Grundstück mit der Fl.-Nr. 41/1, Gemarkung Rieden am Forggensee, Brunnenstraße 4, wurde ein 
Bauantrag auf Nutzungsänderung einer Ferienwohnung zu einer Wohnung eingereicht. 
 
Derzeit befinden sich im Gebäude drei Dauerwohnungen sowie eine genehmigte Ferienwohnung. Die 
Ferienwohnung wurde im Jahr 2024 genehmigt und soll nun zu einer Dauerwohnung umgenutzt werden. 
 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des einfachen Bebauungsplans Nr. 10 „Brunnenstraße + Hinterlieger“.  
 
Folgende Festsetzung des Bebauungsplans wird nicht eingehalten:  

 Maximale Anzahl der Wohneinheiten: 2 
 
Bei dieser Festsetzung handelt es sich um einen Grundzug der Planung. Nach § 31 Abs. 3 BauGB können jedoch 
auch Abweichungen von den Grundzügen der Planung zugelassen werden. Hierfür ist gemäß § 36a BauGB die 
Zustimmung der Gemeinde zwingend erforderlich. 
 
Auf dem Grundstück werden insgesamt 12 Stellplätze nachgewiesen. 
Die Nachbarunterschriften liegen nicht vor. 
 
 
Beschluss 1: 
Der Gemeinderat beschließt zur beantragten Nutzungsänderung einer Ferienwohnung zu einer Wohnung auf dem 
Grundstück mit der Fl.-Nr. 41/4, Gemarkung Rieden a. F., Brunnenstraße 4, die Zustimmung zur Abweichung von 
einem Grundzug der Planung (maximale Anzahl der Wohneinheiten) gemäß § 31 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 36a 
BauGB zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 10  Gegen: 0  den Beschluß  

 
 
Beschluss 2: 
Der Gemeinderat beschließt dem Bauantrag zur Nutzungsänderung einer Ferienwohnung zu einer Wohnung auf 
dem Grundstück mit der Fl.-Nr. 41/1, Gemarkung Rieden a. F., Brunnenstraße 4, zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 10  Gegen: 0  den Beschluß  
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TOP 02 Dietringer Straße 18, Rieden a. F. - Denkmalförderung; Zuschussantrag 

 
Sachvortrag: 
Am 12.03.2026 ging der Zuschussantrag in der Verwaltung ein. Es wird eine Bezuschussung in Höhe von 3.500,- € 
beantragt. 
 
Auszug aus dem DSchG  
Art. 19 
Leistungen 
(1) 1Der Freistaat Bayern beteiligt sich unbeschadet bestehender Verpflichtungen in Höhe der jeweils im Staatshaushalt ausgewiesenen Mittel 
an den Kosten des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, insbesondere an den Kosten der Instandsetzung, Erhaltung, Sicherung und 
Freilegung von Denkmälern. 2Die Höhe der Beteiligung richtet sich nach der Bedeutung und der Dringlichkeit des Falls und nach der 
Leistungsfähigkeit des Eigentümers. 
(2) Die kommunalen Gebietskörperschaften beteiligen sich im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit in angemessenem Umfang an den Kosten der 
in Abs. 1 genannten Maßnahmen. 
 
Auszug aus dem Schreiben des Landratsamtes vom 10.03.2026: 
Der Landkreis Ostallgäu beteiligt sich gem. Beschluss des Ausschusses für Kultur, Sport und Ehrenamt v. 
11.11.2003 mit der Maßgabe, dass in der Regel gleiche Eigenbeteiligung des Antragstellers erfolgt und in der Regel 
die gleiche finanzielle Beteiligung der Gemeinde zugesichert wird. 
Andere Zuschussgeber – z. B. Bezirk Schwaben, Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Bayerische 
Landesstiftung, Entschädigungsfonds- beteiligen sich zumeist ebenfalls nur, wenn auch die kommunalen 
Gebietskörperschaften ihrer Verpflichtung nachkommen. 
 
Zusammengefasst: 
In dem Falle, dass sich die Gemeinde mit einem Betrag von 3.500,- € an der Maßnahme beteiligt, kann von Seiten 
des Antragstellers mit einer Gesamtförderung in Höhe von gerundet 66.000,- € gerechnet werden. Eine Förderung 
ist entscheidend, um die Sanierung eines der ältesten Häuser (Baujahr 1569) fertigzustellen. Eine Auflistung der 
einzelnen Fördergeber ist in den Dateianlage aufgeführt und liegen dem Gremium zur Einsicht vor. 
 
Sachstand 30.03.2026: 
Gemeinderatsmitglied Thomas Haf merkte an, dass es zum Zuschuss der Gemeinde eine 2,5 % Regelung zu den 
Kosten des tatsächlichen Mehraufwandes zur Denkmalschutzsanierung gibt. 
Die Verwaltung verwies auf das Schreiben des Landratsamtes, in dem konkret um einen Zuschuss von 3.500,- € 
angefragt wird. 
 
Beschluss: 
Nach Beratung kommt der Gemeinderat zu dem Beschluss, sich mit einem Betrag in Höhe von 3.500,- €, an den 
Sanierungskosten des Gebäudes Dietringer Straße 18, zu beteiligen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 9  Gegen: 1  den Beschluß  

 
 
 
 

TOP 03 Kindertageseinrichtungen - Haushalt 2026 

 
Sachvortrag: 
Hierzu gingen am 18.03.2026 die beiden Haushaltspläne der Kindertageseinrichtungen „St. Leonhard“ und „St. 
Ursula“ in der Verwaltung ein. Das Rechnungsergebnis beider Einrichtungen soll bis zum 27.03.2026 in der 
Verwaltung vorliegen und wird im Anschluss dem Gemeinderat in digitaler Form mitgeteilt. 
 
St. Ursula: 
In der Einrichtung „St. Ursula“ kommt es für 2026 zu einem geplanten Defizit in Höhe von - 4.373,58 €. (in 2025 
laut Haushaltplan 2025 noch 24.008,- €). Es kann der Personalbonus in Höhe von 25.000,- € in Anspruch 
genommen werden. Der Zuschuss zur kindbezogenen Förderung sinkt um gerundet 24.700,- €. Grund hierfür ist die 
geringere Anzahl der zu betreuenden Kinder. 
Für das Jahr 2026 sind Anschaffungen für die Einrichtung in Höhe von 1.250,- € eingeplant. (Siehe Erläuterung zu 
den Kosten im Haushaltsplan für die Einrichtung „St. Ursula“). 
 
Die Jahresrechnung 2025 hat ergeben, dass sich für die Gemeinde inkl. der Vorauszahlung eine Überzahlung von 
43.294,- € ergibt. Dieser Überschuss soll nach Ansicht der Verwaltung wieder an die Gemeinde zurücküberwiesen 
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werden. Die monatlichen Vorauszahlungen sind für 2026 eingestellt worden. Die bereits geleisteten 
Vorauszahlungen (Januar bis März) in Höhe von 5.250,- € werden in der Endrechnung 2026 berücksichtigt. 
 
St. Leonhard: 
In der Einrichtung „St. Leonhard“ kommt es für 2026 zu einem geplanten Defizit in Höhe von 106.458,- €. (in 2025 
laut Haushaltplan 2025 noch 64.568,- €). Es kann der Personalbonus nicht in Anspruch genommen werden. Der 
Zuschuss zur kindbezogenen Förderung sinkt um gerundet 59.683,- €. Grund hierfür ist die geringere Anzahl der 
zu betreuenden Kinder, keine I-Kind und der verbesserte Personalschlüssel. 
Für das Jahr 2026 sind Anschaffungen für die Einrichtung in Höhe von 1.217,- € eingeplant. (Siehe Erläuterung zu 
den Kosten im Haushaltsplan für die Einrichtung „St. Leonhard“). 
 
Die Jahresrechnung 2025 hat ergeben, dass die Gemeinde inkl. der Vorauszahlung eine Überzahlung von 61.304,- 
€ geleistet hat. Dieser Überschuss kann gleich als Vorauszahlung für das geplante Defizit angerechnet werden. 
Zusammen mit den monatlichen Vorauszahlungen (45.000,- €/Jahr), ergibt dies eine Gesamtsumme von 106.304,- 
€. Dieser Betrag entspricht dem Defizit laut Haushaltsplanung 2026. 
 
Der Vorsitzende erläuterte in diesem Zuge auch die geplante Verlegung des Kindergartens in die Kinderkrippe 
sowie die Umsetzung der Ganztagesbetreuung im Schulhaus. 
 
 
Beschluss 1: 
Nach Beratung kommt der Gemeinderat zu dem Beschluss, dass kommunale Einvernehmen zum vorliegenden 
Haushaltsplan 2026 für die Einrichtung „St. Ursula“ zu erteilen. 
Grundlage des Beschlusses sind die Ausführungen im Sachvortrag. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 10  Gegen: 0  den Beschluß  

 
 
Beschluss 2: 
Nach Beratung kommt der Gemeinderat zu dem Beschluss, dass kommunale Einvernehmen zum vorliegenden 
Haushaltsplan 2026 für die Einrichtung „St. Leonhard“ zu erteilen. 
Grundlage des Beschlusses sind die Ausführungen im Sachvortrag. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 10  Gegen: 0  den Beschluß  

 
 
 
 

TOP 04 Kindertageseinrichtungen - Erhöhung der Elternbeiträge 2026/2027 

 
Sachvortrag: 
Von Seiten des Trägers der Kindertageseinrichtungen, St. Simpert, ist die vorgeschlagene Anpassung der 
Elternbeiträge für das Kindergartenjahr 2026/2027 eingegangen. Von Seiten der Gemeinde muss festgelegt 
werden, ob die Kostensteigerung von 4 % Zustimmung findet. 
Der Schriftverkehr sowie der Vorschlag zur Erhöhung der Elternbeiträge liegt dem Gremium zur Einsicht vor.  
 
Beschluss: 
Nach Beratung kommt der Gemeinderat zu dem Beschluss, einer Erhöhung der Elternbeiträge um 4 %, ab dem 
01.09.2026 wie von der St. Simpert Stiftung vorgeschlagen, das kommunale Einvernehmen zu erteilen.  
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 8  Gegen: 2  den Beschluß  
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TOP 05 Antrag auf Genehmigung des Einbaus eines mobilen Schutznetzes in der  
Mehrzweckhalle sowie Übernahme der Materialkosten durch die Gemeinde 

 
Sachvortrag: 
Durch Herrn Martin Köpf wurde am 03.03.2026 der Antrag auf Genehmigung des Einbaus eines mobilen 
Schutznetzes in der Mehrzweckhalle, sowie die Übernahme der Materialkosten durch die Gemeinde, per Mail 
gestellt. Die Montage des Netzes würde durch die Fußballjugendabteilung erfolgen.  
Die Materialkosten belaufen sich auf gerundet 600,- €. Neben der besseren Sicht bei der Durchführung von 
Sportveranstaltungen in der Halle, führt das Netz für eine Sicherung der Bühne und deren Technik. Die Unterlagen 
zum Antrag liegen dem Gremium in digitaler Form vor. 
 
Beschluss: 
Nach Beratung kommt der Gemeinderat zu dem Beschluss, dass kommunale Einvernehmen zum Einbau des 
Schutznetzes zu erteilen. Die Materialkosten in Höhe von gerundet brutto 600,- € werden durch die Gemeinde 
übernommen. 
 
Abstimmungsergebnis:  

Anwesend: 10  Stimmberechtigt: 10  Persönlich beteiligt:       
Für: 10  Gegen: 0  den Beschluß  

 
 
 
 
 

TOP 06 Verschiedenes und Bekanntmachungen 

 
 
Für die Richtigkeit: 
 
 
 
Haug 
1. Bürgermeister 

 
 
 
Schriftführer 

 
 


